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Hinweise und Tipps für die gemeinnützige Steuerpraxis

ProMemoria – Durchblick: 

Aktuelle Brennpunkte aus dem Gemeinnütigkeitsrecht von einem Steuerexperten verständlich beschrieben

Überlassung medizinisch-technischer Großgeräte als steuerpflichtiger

wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb

1.
Der Betrieb eines Krankenhauses durch eine gemeinnützige Körperschaft stellt einen steuerbegünstigten Zweckbetrieb nach § 67 Abgabenordnung (AO) dar. Die Körperschaft unterliegt damit weder der Körperschaft- noch der Gewerbesteuer, §§ 5 Abs. 1 Nr. 9 Körperschaftsteuergesetz (KStG), 3 Nr. 6 Gewerbesteuergesetz (GewStG). Auch grundsteuermäßig ergibt sich für die Körperschaft eine Steuerbefreiung, § 3 Abs. 1 Nr. 3. b) Grundsteuergesetz (GrStG).

2.
Allerdings gelten die ertragsteuerlichen Befreiungstatbestände nur, soweit die Körperschaft keinen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält, §§ 5 Abs. 1 Nr. 9 Satz 2 KStG, 3 Nr. 6 Satz 2 GewStG. Auch die Grundsteuerbefreiung setzt eine unmittelbare Nutzung der Gebäude für die steuerbegünstigten Zwecke voraus, § 7 GrStG. Dies ist bei einer Nutzung von Räumlichkeiten im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs nicht der Fall.

3.
Die Finanzverwaltung und die Rechtsprechung "entdecken" in zunehmenden Maße steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe im Krankenhaus. Aus jüngerer Zeit sei hingewiesen auf

· Überlassung von Fernsprecheinrichtungen und Fernsehgeräten an Patienten (Finanzministerium NRW, Erlass vom 09. März 2005, DB 2005, S. 582; Finanzgericht Köln, Az. 13 K 6633/00)

· Personal- und Sachmittelgestellung an

· eine private Klinik, an eine ärztliche Gemeinschaftspraxis oder an Belegärzte

· Chefärzte zum Betrieb einer ambulanten Praxis im Krankenhaus

(Erlass FinMin. NRW aaO)

4.
Mit Urteil vom 6. April 2005 (Az. I R 85/04) hat der Bundesfinanzhof (BFH) die entgeltliche (Mit-) Überlassung eines medizinischen Großgerätes und nichtärztlichen medizinisch-technischen Personals an eine ärztliche Gemeinschaftspraxis durch ein Krankenhaus als steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb qualifiziert. Er hat hiermit die Entscheidung des Finanzgerichts Mecklenburg-Vorpommern bestätigt (Urteil vom 16. Juni 2004, EFG 2004, S. 1745).

5.
Die Überlassung von medizinisch-technischen Großgeräten und damit verbundene Gestellungen von medizinischem Hilfspersonal, z.B. Computer-Tomograph, an angestellte Ärzte für deren selbständige Tätigkeit, an Krankenhäuser und an niedergelassene Ärzte zur Mitbenutzung wird in umsatzsteuerlicher Hinsicht als ein mit dem Betrieb eines Krankenhauses eng verbundener Umsatz nach § 4 Nr. 16 Umsatzsteuergesetz (UStG) beurteilt (R 100 Abs. 2 Nr. 5 Umsatzsteuer-Richtlinien). In ertragsteuerlicher Hinsicht stand eine höchstrichterliche Entscheidung hierzu bislang aus.
6.
Der Entscheidung des BFH lag folgender Sachverhalt zu Grunde:


Die Klägerin - eine als gemeinnützig anerkannte Körperschaft - erwarb einen Magnet- resonanztomographen (MRT). Die Anschaffungskosten betrugen rd. 5 Mio. DM. Zur besseren wirtschaftlichen Ausnutzung des Gerätes erfolgte der Betrieb in Kooperation mit einer Gemeinschaftspraxis für Radiologie. Der MRT wurde der Gemeinschaftspraxis entgeltlich zur Mitbenutzung überlassen. Daneben hatte das Krankenhaus für die Dauer der Nutzung durch die Gemeinschaftspraxis qualifiziertes nichtärztliches medizinisch-technisches Personal zur Verfügung zu stellen. Des Weiteren wurden Filme und sonstiges untersuchungsbedingtes typisches Verbrauchsmaterial vom Krankenhaus gestellt. Das Finanzamt beurteilte diese Tätigkeit als steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb und veranlagte den Krankenhausträger hinsichtlich der hieraus erzielten Gewinne zur Körperschaftsteuer und setzte entsprechende Gewerbesteuermessbeträge fest.

7.
Der BFH stimmte der Beurteilung der Finanzverwaltung wie schon das Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern in der Vorinstanz zu und lehnte sowohl das Vorliegen einer Vermögensverwaltung wie auch eines Zweckbetriebes nach § 67 AO oder § 65 AO ab.

8.
Zunächst bejahte der Senat das Vorliegen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes nach § 14 AO. Danach begründet eine selbständige nachhaltige Tätigkeit einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, wenn durch sie Einnahmen oder andere wirtschaftliche Vorteile erzielt werden und die Tätigkeit über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgeht. Eine Gewinnerzielungsabsicht ist nicht erforderlich. Eine Vermögensverwaltung liegt in der Regel vor, wenn Vermögen genutzt, z.B. Kapitalvermögen verzinslich angelegt oder unbewegliches Vermögen vermietet oder verpachtet wird, § 14 Satz 3 AO. Im vorliegenden Fall wurde jedoch eine Vermögensverwaltung vom BFH bereits deshalb abgelehnt, weil der Krankenhausträger über die reine Vermietungstätigkeit hinaus erhebliche weitere Leistungen erbracht hat. Er hatte nach den vertraglichen Vereinbarungen für die Dauer der Nutzung des MRT durch die Gemeinschaftspraxis qualifiziertes nichtärztliches medizinisch-technisches Personal zur Verfügung zu stellen. Da auf diesen Bereich ca. ein Viertel der im Rahmen der Vermietung des MRT erzielten Umsätze entfiel, waren diese zusätzlichen Leistungen nicht nur von untergeordneter Bedeutung.

9.
Der somit vorliegende wirtschaftliche Geschäftsbetrieb wurde vom BFH nicht dem Zweckbetrieb "Krankenhaus" nach § 67 AO zugerechnet. Nach § 67 Abs. 1 AO ist ein Krankenhaus, das in den Anwendungsbereich der Bundespflegesatzverordnung fällt, ein Zweckbetrieb, wenn mindestens 40 % der jährlichen Pflegetage auf Patienten entfallen, bei denen nur Entgelte für allgemeine Krankenhausleistungen berechnet werden. Zu diesem Zweckbetrieb "Krankenhaus" gehören alle Einnahmen und Ausgaben, die mit den ärztlichen und pflegerischen Leistungen an die Patienten als Benutzer des jeweiligen Krankenhauses zusammenhängen. Die im vorliegenden Fall zu beurteilende Überlassung des MRT und des nichtärztlichen medizinisch-technischen Personals an die Gemeinschaftspraxis wurde vom BFH nicht als ärztliche oder pflegerische Leistung qualifiziert. Es handele sich auch nicht um eine andere, typischerweise von einem Krankenhaus erbrachte Leistung gegenüber seinen Patienten. § 67 AO sei somit nicht einschlägig.

10.
Der somit vorliegende selbständige wirtschaftliche Geschäftsbetrieb erfüllt nach Ansicht des Senats auch nicht die Voraussetzungen eines Zweckbetriebs nach § 65 AO. Nach dieser Vorschrift ist ein Zweckbetrieb gegeben, wenn

· der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in seiner Gesamtrichtung dazu dient, die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke der Körperschaft zu verwirklichen,

· die Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbetrieb erreicht werden können und

· der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht begünstigten Betrieben derselben oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang in Wettbewerb tritt, als es bei Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist.

11.
Bereits die erste Voraussetzung sah der BFH als nicht gegeben an. Die Überlassung des MRT und des Personals an die radiologische Gemeinschaftspraxis diene in ihrer Gesamtrichtung nicht den steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecken des Krankenhausträgers, denn ein Krankenhaus könne auch ohne die Vermietung von Geräten an ambulant tätige Ärzte betrieben werden. Allein die Tatsache, dass die Nutzungsüberlassung die Verwirklichung der satzungsmäßigen Zwecke erleichtere und ihnen dienlich sei, weil der Krankenhausträger hierdurch zusätzliche Einnahmen erziele, reiche für die Annahme eines Zweckbetriebes nicht aus.

12.
Der umsatzsteuerlichen Beurteilung der Tätigkeit maß der BFH ausdrücklich keine Bedeutung bei. Die Voraussetzung für eine Körperschaft- und Gewerbesteuerbefreiung einerseits und die einer Umsatzsteuerbefreiung andererseits seien nicht deckungsgleich.
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